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Vorwort 

Ob die Unternehmensbesteuerung an die Rechtsform des Unterneh-
mens anknüpfen soll oder ob sich eine unternehmensformneutrale Be-
steuerung empfiehlt, wird vor allem seit dem 53. Deutschen Juristentag 
1980 in Berlin in Rechtswissenschaft und Wirtschaftswissenschaften kon-
trovers diskutiert. Dabei hat insbesondere die bevorstehende Reform der 
Unternehmensbesteuerung die Diskussion neu belebt. 

Die vorliegende Schrift, die im Sommersemester 1991 von der Rechts-
wissenschaftlichen Fakultät der Universität zu Köln als Dissertation ange-
nommen worden ist, will die eingangs gestellte Frage aus rechtswissen-
schaftlicher Sicht beantworten. 

Gerne nehme ich die Gelegenheit zum Anlaß, Herrn Prof. Dr. Lang für 
die Anregung und Betreuung der Dissertation zu danken. Mein Dank gilt 
ferner Herrn Prof. Dr. Meincke für die Übernahme der Zweitkorrektur. 
Endlich danke ich Verlag und Herausgeber für die Aufnahme der Schrift in 
die Schriftenreihe "Schriften zum Steuerrecht". 

Köln, im Oktober 1991 

ArnoGraß 
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1. Teil 

Einführung 

A. Ausgangslage 

Nicht der Tatbestand des Unternehmens, sondern das äußere Rechts-
kleid ist seit jeher Anknüpfungspunkt der Unternehmensbesteuerung. Ju-
risten haben die Rechtsformbezogenheit der Unternehmensbesteuerung 
lange Zeit als selbstverständlich oder doch zumindest als unproblematisch 
empfunden. Nur vereinzelt setzten sie sich mit dieser Grundentscheidung 
kritisch auseinander. 

Der 33. Deutsche Juristentag in Heidelberg besChäftigte sich zwar mit 
der Frage nach einer unternehmensformneutralen Besteuerung, zweifelte 
aber nicht ernsthaft daran, daß die Unternehmensbesteuerung an der 
Rechtsform anknüpfen müsse. 1 Dem Gesetzgeber wurde lediglich 
empfohlen, die Einkommen- und Körperschaftsteuer so zu gestalten, "daß 
die Gewerbetreibenden nicht genötigt werden, der Einkommen- oder Kör-
perschaftsteuer wegen bestimmte Rechtsformen zu wählen oder von einer 
Rechtsform zur anderen überzugehen".2 Gefolgt ist der Gesetzgeber dieser 
Empfehlung freilich bis heute nicht. 

Eine wesentlich gründlichere Problemanalyse nahm dagegen der 1948 
von der damaligen Verwaltung für Finanzen eingesetzte Betriebsteueraus-
schuß vor.3 Da auf die umfangreichen Vorarbeiten des Ausschußmitgliedes 
Boettcher4 zurückgegriffen werden konnte, veröffentlichte der Betrieb-
steuerausschuß bereits 1949 seinen Abschlußbericht. Er befürwortete eine 

s. den Tagungsbericht von Lion, JW 1924, 1840 ff. 
2 Teil B. I. Nr. 1 der Leitsätze, abgedruckt bei Heinitz, JW 1924,1802 (1807). 
3 Betriebsteuerausschuß der Verwaltung für Finanzen, StuW 1949, Sp. 929. Der Bericht 

enthält Beiträge der Ausschußmitglieder Boettcher, Binder, FIScher, Gast, Klein, Schmölders 
sowie drei Gesetzentwürfe. 

4 Boettcher, StuW 1947, Sp. 67. 
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rechtsformneutrale Unternehmensbesteuerung, und zwar in Form einer 
allgemeinen Betriebsteuer. Drei detailliert ausgearbeitete Gesetzentwürfe 
wurden zur Diskussion gestellt, die aber letztlich allesamt am Widerstand 
in Kreisen der Wirtschaft, der Verwaltung und der Gesetzgebung scheiter-
ten. 

Die Diskussion um eine unternehmensformneutrale Besteuerung ver-
hallte, bis sich der 53. Deutsche Juristentag 1980 in Berlin erneut diesem 
Problemkreis zuwandte.s Eine Empfehlung für eine rechtsformunabhän-
gige Unternehmensbesteuerung vermochte aber auch dieser Juristentag 
nicht auszusprechen. Im Gegenteil! Mit großer Mehrheit plädierte man für 
die Beibehaltung des Dualismus Einkommensteuer/Körperschaftsteuer.6 

Gleichwohl können die Antworten des 53. Deutschen Juristentages 
nicht als endgültig angesehen werden. Einzelne, freilich herausragende 
Stimmen treten engagiert für eine Abkehr von der Rechtsformbezogenheit 
der Unternehmensbesteuerung ein.? Insbesondere vor dem Hintergrund 
der allseits angemahnten Reform der Unternehmensbesteuerung gewinnt 
diese Forderung zunehmend an Gewicht. Die aktuelle Bedeutung dieser 
Problematik zeigt sich schließlich daran, daß der 57. Deutsche Juristentag 
1988 in Mainz erneut die Frage diskutierte, ob die steuerliche Behandlung 
von Personenunternehmen und Kapitalgesellschaften einander anzuglei-
chen ist.8 Er forderte den Gesetzgeber auf zu prüfen, ob Personenunter-
nehmen einer der Körperschaftsteuer vergleichbaren Betriebsteuer un-
terworfen werden sollen.9 

Zwar wird überwiegend der Ruf nach einer steuerlichen Entlastung der 
Unternehmen erhoben. Doch lehrt die Erfahrung aus zurückliegenden 
Steuerreformen, daß eine reine Tarifreform Besteuerungsprobleme grund-

5 Deutscher Juristentag 1980, Sitzungsbericht O. 
6 DeutscherJuristentag 1980, Sitzungsbericht 0, 0 180. 
? Hume, StbJb 1971n2, 31 ff.; ders., StbJb 1973n4, 53 ff.; Knobbe-Keuk, Referat zum 

53. Deutschen Juristentag Berlin 1980, Sitzungsbericht 0, 0 9 ff.; dies., Bilanz- und Un-
ternehmenssteuerrecht, S. 1 ff.; Lang, Reform der Unternehmensbesteuerung, Schriftenreihe 
der Wirtschafts- und soziaIwissenschaftlichen Gesellschaft Trier e.V. Nr. 14; ders., StuW 1989, 
3 ff.; ders., StuW 1990,101 ff. 

S Deutscher Juristentag 1988, Sitzungsbericht N, N 104 ff. 
9 Deutscher Juristentag 1988, Sitzungsbericht N, Beschlußfassung IV Nr. 5, N 212. 
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sätzlicher Art nicht lösen kann.10 Bei solch einer Reform werden die an-
stehenden Probleme lediglich in die Zukunft verlagert. Eine grundlegende 
Reform der Unternehmensbesteuerung kommt - will sie diesem Anspruch 
gerecht werden - nicht an der Frage vorbei, ob auch weiterhin an der 
Rechtsformbezogenheit festgehalten werden soll. Die vorliegende Schrift 
versucht, auf diese Frage eine Antwort zu geben. 

B. Konzeption und Gang der Untersuchung 

Im Vorfeld der anstehenden Reform der Unternehmensbesteuerung ist 
zwischen Parteien, Verbänden und den einzelnen gesellschaftlichen Grup-
pen eine heftige Diskussion entbrannt. Nicht selten werden Forderungen 
erhoben, die sich letztlich als einseitige Interessenvertretung der Lobbys 
und Pressuregroups erweisen. 

Aus diesem Grund ist der Gesetzgeber auf eine wissenschaftliche und 
daher von Individualinteressen losgelöste Handlungsempfehlung angewie-
sen. Da die Besteuerung der Unternehmen Wirtschaftswissenschaften und 
Rechtswissenschaft gleichermaßen betrifft, formulieren die einzelnen Dis-
ziplinen ihre fachspezifischen Anforderungen an die bevorstehende Re-
form.11 Ein Anforderungsprofil, das wirtschaftswissenschaftlichen Vorga-
ben genügt, liefert noch keine Gewähr für eine Übereinstimmung mit 
rechtswissenschaftlichen, insbesondere verfassungsrechtlichen (Wert-) Vor-
gaben. Andererseits besteht die Gefahr, daß bei einer juristischen Analyse 
ökonomische Grundsätze nicht hinreichend oder überhaupt nicht beachtet 
werden. 

Wenn im folgenden die Unternehmensformbezogenheit der Besteue-
rung aus rechtswissenschaftlicher Sicht kritisch gewürdigt werden soll, 
kann dies nicht ohne die Einbeziehung gesicherter wirtschaftswissenschaft-
licher Erkenntnisse geschehen. Damit sind zugleich die Grenzen der Un-
tersuchung markiert. Eine rechtswissenschaftliehe Untersuchung kann die 
gewonnenen Ergebnisse nicht mit wirtschaftswissenschaftlichen Methoden 
kritisieren oder gar in wirtschaftswissenschaftliche Streitfragen eingreifen. 

10 Tipke, StuW 1989,291 (293 ff.). 
11 Für die Rechtswissenschaft z.B. Lang, StuW 1989, 3 Cf.; ders., StuW 1990, 107 Cf.; 

Knobbe-Keuk, OB 1989, 1303 ff.; für die Betriebswirtschaftslehre z.B. Schneider, StuW 1989, 
328 Cf.; ders., Investition, Finanzierung und Besteuerung, S. 621 Cf. 
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